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RÜCKBLENDE: IM WOCHENBERICHT VOR 50 JAHREN 

Die internationale und die westdeutsche Wirtschafts­
lage Mitte Mai 1964
Die internationale Situation

In der gegenwärtigen weltwirtschaftlichen Aufschwungsphase sind  Wandlungen in 
den internationalen Zahlungsbilanzbeziehungen zu verzeichnen, die der  weiteren 
Weltwirtschaftsentwicklung ein neues Gepräge geben könnten. Zwar sind die inter­
nationalen Leistungs­ und Kapitalströme nach wie vor unausgeglichen,  jedoch 
 weniger – wie in den letzten Jahren – im Verkehr zwischen Westeuropa und den 
Vereinigten Staaten, als vielmehr in den Beziehungen der westeuropäischen, ins­
besondere der EWG­Länder untereinander. Ist es auch zu bedauern, daß es  bisher 
nicht gelungen ist, ein allgemeines Zahlungsbilanzgleichgewicht zu erreichen, so 
ist doch ein Ungleichgewicht in den Beziehungen zwischen den EWG­Ländern 
weltwirtschaftlich weit weniger negativ zu beurteilen als ein Ungleichgewicht, bei 
dem einem Zahlungsbilanzdefizit der Vereinigten Staaten ein Überschuß der west­
europäischen Länder gegenübersteht. Ein anhaltendes Defizit der Vereinigten 
 Staaten beschwört nämlich die Gefahr eines Zusammenbruchs des gegenwärtigen 
 Weltwährungssystems herauf, in dem der Dollar Leitwährung ist. Unausgeglichene 
Außenwirtschaftsbeziehungen der EWG­Länder untereinander gefährden dagegen 
kaum die bestehende Weltwährungsordnung. Zudem arbeiten die EWG­Länder  gerade 
im Außenwirtschaftsbereich stärker untereinander als mit den übrigen  Ländern zu­
sammen. Einer Koordinierung ihrer Wirtschaftspolitik, durch die ein chronisches 
Ungleichgewicht in ihren Außenwirtschaftsbeziehungen vermieden werden könnte, 
sollten daher hier weniger Hemmungen entgegenstehen.  

aus dem Wochenbericht Nr. 22 vom 29. Mai 1964 

„

“
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ERDGASVERSORGUNG

Europäische Erdgasversorgung trotz 
politischer Krisen sicher
Von Hella Engerer, Franziska Holz, Philipp M. Richter, Christian von Hirschhausen und Claudia Kemfert

Erdgas leistet einen wichtigen Beitrag zur europäischen Energiever-
sorgung. Umso mehr schürt die politische Krise zwischen Russland 
und der Ukraine die Angst vor den Folgen eines möglichen russi-
schen Lieferstopps von Erdgas in die Ukraine und die Europäische 
Union. Zu einem solchen Ereignis kam es zuletzt im Winter 2009, 
als sich Russland und die Ukraine über den Erdgaspreis und die 
Transitgebühren stritten. Seither hat die Europäische Union die Si-
cherheit ihrer Erdgasversorgung jedoch erhöht. Die Umsetzung der 
von der Europäischen Kommission vorgeschlagenen Maßnahmen, 
insbesondere die Diversifizierung der Bezugsquellen und der damit 
verbundene Ausbau der Erdgasinfrastruktur zur Belieferung aus 
Drittländern, ist vorangekommen. Die Möglichkeiten, temporäre 
Versorgungsengpässe zu überbrücken, haben sich in den vergange-
nen Jahren auch innerhalb der Gemeinschaft deutlich verbessert. 
Dennoch bleibt Russland ein wichtiger Erdgaslieferant der EU. Der 
russische Erdgaskonzern Gazprom spielt in Osteuropa und zuneh-
mend auch in Deutschland eine wichtige Rolle. Gleichwohl gibt 
es keine einseitige Abhängigkeit Europas: Russland erzielt hohe 
Exporteinnahmen aus dem Handel mit Erdgas und besitzt derzeit 
nur wenige Alternativen zum Export in die EU.

Modellrechnungen des DIW Berlin zeigen, dass Europa eine mög-
liche Lieferunterbrechung Russlands durch die Ukraine weitest-
gehend kompensieren kann. Einen kompletten Lieferstopp Russ-
lands könnten einige osteuropäische Länder dagegen nur bedingt 
ausgleichen. Um die Versorgungssicherheit in Europa mittelfristig 
weiter zu erhöhen, ist es notwendig, die Diversifizierung des Erd-
gasbezugs weiter fortzusetzen, insbesondere über eine effizientere 
Nutzung der bestehenden Infrastruktur sowie einen Ausbau der 
Importkapazitäten für verflüssigtes Erdgas und der Pipelines. Auch 
sollte eine strategische Gasreserve in Betracht gezogen werden. 
Wichtig ist zudem, die Energieeffizienz in allen Bereichen weiter 
zu verbessern und erneuerbare Energien im Zuge der europäischen 
Energie- und Klimastrategie weiterhin konsequent auszubauen.

Der russische Erdgaskonzern Gazprom hat der Ukraine 
ein Ultimatum gesetzt, demzufolge das Land bis zum 
2. Juni 2014 seine offenen Rechnungen für russisches 
Erdgas begleichen muss – andernfalls drohe ein Liefer­
stopp.1 Insbesondere vor diesem Hintergrund stehen ak­
tuell Alternativen für die Erdgasversorgung aus Russ­
land sowie Möglichkeiten der Nachfragereduktion und 
einer Steigerung der Energieeffizienz im Fokus. Viele 
mittel­ und westeuropäische Staaten können temporä­
ren Lieferunterbrechungen heute entspannter entgegen­
sehen als noch vor einigen Jahren. Dennoch würden 
insbesondere osteuropäische EU­Staaten wie Estland, 
Lettland, Litauen und Bulgarien, aber auch die Ukrai­
ne, kurzfristig merklich getroffen.

Die geopolitischen Spannungen drohen die langjähri­
gen, guten und bislang in beiderseitigem Interesse ge­
pf legten Beziehungen zwischen der EU und Russland 
zu beschädigen. Die EU deckt knapp ein Viertel ihres 
Erdgasverbrauchs mit Importen aus Russland, umge­
kehrt hängt die russische Wirtschaft stark von Erdgas­ 
und anderen Rohstoffausfuhren ab. Substantielle Al­
ternativen zu Erdgasexporten in die EU bestehen auf­
grund mangelnder Infrastruktur, beispielsweise nach 
China, bisher noch nicht.

Im Zusammenhang mit der EU­weiten Diskussion zu 
Anpassungsstrategien ist der jüngst von der polnischen 
Regierung entwickelte Vorschlag einer „Europäischen 
Energieunion“ zu sehen, der unter anderem auf der Idee 
eines gemeinsamen Einkaufs von Erdgas, der Stärkung 
einheimischer fossiler Ressourcen sowie der Vollendung 
des Binnenmarkts aufbaut (Kasten 1).2 Hintergrund ist, 
dass der mehrheitlich in Staatsbesitz befindliche Gaz­
prom­Konzern über die Ausgestaltung von Verträgen 
Markmacht ausüben und sehr unterschiedliche Erdgas­

1 Pressemittmitteilung von Gazprom vom 12. Mai 2014, www.gazprom.com/
press/news/2014/may/article190800/.

2 Der polnische Vorschlag ist online herunterzuladen unter www.energypost.eu/ 
roadmap-towards-energy-union-europe/.
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Erdgas­Versorgungssicherheit5. Des Weiteren erscheint 
der polnische Vorschlag nicht kompatibel mit den Zie­
len des europäischen Energie­ und Klimapakets vom Ja­
nuar 2014, insbesondere in Bezug auf angestrebte CO2­
Reduktionsziele, den Ausbau erneuerbarer Energien so­
wie die Steigerung der Energieeffizienz.6

5 Verordnung (EU) Nr. 994/2010 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Oktober 2010 über Maßnahmen zur Gewährleistung der 
sicheren Erdgasversorgung und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/67/EG des 
Rates, eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:295:0001:00
22:DE:PDF.

6 Kemfert, C., Lorenz, C., von Hirschhausen, C. (2014): Europäische 
Energie- und Klimapolitik braucht ambitionierte Ziele für 2030. 
DIW Wochenbericht Nr. 10/2014, 175–185.

preise verlangen kann.3 Die Energieunion findet zwar in 
einigen EU­Mitgliedsländern ein positives Echo, aller­
dings werden durchaus auch Kritikpunkte angebracht, 
unter anderem von der Europäischen Kommission. Die­
se verweist insbesondere auf die noch ausstehende Um­
setzung bereits bestehender Regelungen wie der dritten 
Erdgasbinnenmarktrichtlinie4 und der Verordnung zur 

3 Dies ist insbesondere dann problematisch, wenn die Lieferverträge 
sogenannte Wiederverkaufsverbotsklauseln enthalten. 

4 Richtlinie 2009/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt und 
zur Aufhebung der Richtlinie 2003/55/EG, eur-lex.europa.eu/LexUriServ/
LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:211:0094:0136:de:PDF.

Der polnische Premierminister Donald Tusk hat Mitte April 

2014 einen Vorschlag für eine Europäische Energieunion 

vorgelegt,1 den die Mitgliedsländer der Europäischen Union 

im Hinblick auf die Versorgungssicherheit derzeit kontrovers 

 diskutieren. Die Initiative zielt darauf ab, die Zusammenarbeit 

einiger EU-Länder in der Energiepolitik weiter zu vertiefen, ins-

besondere beim gemeinsamen Einkauf fossiler Energieträger 

aus Drittländern, bei der Fokussierung auf die einheimische 

Förderung fossiler Energieträger (vor allem Kohle und Erdgas, 

inklusive Schiefergas) sowie die beschleunigte Vollendung des 

Erdgas-Binnenmarkts. Weitere wichtige Bestandteile des Vor-

schlags sind Solidaritätsmechanismen zwischen EU-Nachbar-

ländern sowie die Diversifizierung der Bezugsquellen.

Vor dem Hintergrund, dass Russland und der Erdgaskonzern 

Gazprom oftmals in einzelnen EU-Ländern sehr unterschied-

liche Verträge mit teilweise wettbewerbswidrigen Klauseln für 

Gasverkauf und Preisgestaltung anbieten, ist es sinnvoll, dass 

sich die EU mit Blick auf eine höhere Versorgungssicherheit 

enger abstimmt. Der Vorschlag einer Europäischen Energie-

union hat aus einigen europäischen Hauptstädten deshalb 

ein freundliches Echo erhalten; unter anderen unterstützt die 

deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel den Vorstoß „im 

Grundsatz“.2 Eine genauere Analyse legt jedoch offen, das 

es sich in erster Linie um den Versuch handelt, Ländern mit 

einem hohen Anteil fossiler Energieressourcen – dazu zählt 

auch der Einsatz von Kohletechnologien in Polen – zusätzliche 

1 Der polnische Vorschlag ist online herunterzuladen unter www. 
energypost.eu/roadmap-towards-energy-union-europe/.

2 „Merkel unterstützt Tusks Energieunion.“ Wirtschaftswoche-online 
vom 25. April 2014, www.wiwo.de/politik/europa/energiepolitik-merkel- 
unterstuetzt-tusks-energieunion/9808990.html.

finanzielle Mittel zu deren Entwicklung zuzuordnen. Dies liefe 

den auf europäischer Ebene angestrebten Klimaschutzzielen 

jedoch eindeutig zuwider. Kritisch anzumerken ist auch der 

fehlende Bezug zu anderen Zielen des europäischen Energie- 

und Klimapakets, dazu gehört der weitere Ausbau der erneuer-

baren Energien und die Steigerung der Energieeffizienz.

Der aktuelle Vorstoß in Richtung einer Energieunion ist 

nicht der erste in der jüngeren Geschichte der europäischen 

Energiepolitik: So schlug der frühere EU-Kommissions-

präsident Jacques Delors bereits 2010 eine „European Energy 

 Community“ vor, welche ebenfalls gemeinsame Erdgas-

einkäufe koordinieren sollte.3 Darüber hinaus war dieser 

Vorschlag aber stärker von der Schaffung eines Binnenmarkts 

für eine nachhaltige, also kohlenstoffarme Energiewirtschaft 

getragen. Auch parallele Bemühungen zur Bildung einer „Energy 

Community“, beispielsweise einer „European Community for 

Renewable Energy (ERENE)“, zielten in diese Richtung.4

Es bleibt abzuwarten, ob dem polnischen Vorschlag zur Euro-

päischen Energieunion eine längere Lebensdauer beschieden 

ist als seinen Vorgängern. Noch EU-Energiekommissar Günther 

Oettinger jedenfalls erteilte der Idee in seinen letzten Amts-

tagen eine deutliche Absage und wies darauf hin, dass das 

dort vorgeschlagene Regelwerk auf EU-Ebene bereits weit-

gehend verabschiedet sei.5

3 www.notre-europe.eu/media/europeanenergycommunity-andoura-han-
cher-vanderwoude-ne-march10.pdf?pdf=ok.

4 www.erene.org/web/149.html.

5 „Oettinger erteilt Energieunion Absage.“ FAZ vom 15. Mai 2014, 
www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wirtschaftspolitik/eu- 
energiekommissar-oettinger-erteilt-energieunion-absage-12939975.html.

Kasten 1

Die Europäische Energieunion: Eine (nicht ganz neue) Idee sorgt für Kontroversen
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wohl auf den Ergebnissen dieser Studie als auch auf 
der langjährigen Forschung des DIW Berlin zu The­
men der Versorgungssicherheit.8

Frühere Erfahrungen: Wie lässt sich 
die Versorgungssicherheit erhöhen?

Von der temporären Unterbrechung russischer Erd­
gaslieferungen über die Ukraine nach Europa im Jahr 
2009 waren vor allem jene Länder betroffen, die kurz­
fristige Lieferengpässe aufgrund einer unzureichen­
den Anbindung an die europäische Erdgasversorgung 
und geringer Speicherkapazitäten nicht überbrücken 
konnten, etwa Bulgarien. Um derartigen Versorgungs­
störungen zu begegnen, hat die Europäische Union im 
Oktober 2010 die Verordnung zur Versorgungssicher­
heit beschlossen. Die bis dahin von den einzelnen Mit­
gliedsländern isoliert getroffenen Vorsorgemaßnahmen 
sollten durch eine verstärkte gemeinschaftliche Strate­
gie ergänzt werden.

Zum damaligen Zeitpunkt stellte die Europäische Kom­
mission fest, dass die Bedeutung von Erdgas für die 
europäische Energieversorgung zugenommen hat und 
die Importabhängigkeit aufgrund des Rückgangs der 
einheimischen Produktion gestiegen ist. Die EU sei 
daher tendenziell anfällig für Lieferunterbrechungen. 
Dies gelte umso mehr, da einige Mitgliedsländer wie 
Estland, Lettland und Litauen aufgrund unzureichen­
der Infrastrukturverbindungen Erdgasinseln darstellen: 
Sie sind zu 100 Prozent auf Erdgaslieferungen aus Russ­
land angewiesen. Vor diesem Hintergrund empfahl die 
Kommission angebotsseitige Maßnahmen, darunter:

• Die Lieferwege und Bezugsquellen innerhalb und 
außerhalb der Union zu diversifizieren und dabei 
auch in Kapazitäten für Flüssiggas (LNG, Liquified 
Natural Gas) zu investieren,

• die grenzüberschreitenden Verbindungsleitungen 
mit der Möglichkeit von Umkehrf lüssen (Reverse 
Flows) auszubauen,

• die Speicherkapazitäten für Erdgas zu erhöhen.

Zudem sollte im Rahmen eines Notfallplans unter an­
derem auf strategische Erdgasvorräte oder strategische 
Mindestvorräte von Mineralöl als alternativem Brenn­
stoff zurückgegriffen werden können. Außerdem soll­
te die Möglichkeit bestehen, den Wechsel von Einsatz­
brennstoffen anzuordnen, Verträge wenn möglich zu 
unterbrechen oder Kunden von der Versorgung auszu­

8 Engerer, H., Horn, M., Neumann, A. (2009): Bei erneutem Gasstreit 
zwischen Ukraine und Russland: Wäre Europa jetzt gewappnet? Wochenbericht 
des DIW Berlin Nr. 48/2009; von Hirschhausen, C. et al. (2010): Supply 
Security and Natural Gas. In: Lévêque, F. et al. (Hrsg.): Security of Energy Supply 
in Europe: Natural Gas, Hydrogen, and Nuclear. Cheltenham.

Das DIW Berlin hat in einem Gutachten jüngst die Be­
deutung russischer Erdgasexporte nach Europa und die 
Rolle des russischen Erdgaskonzerns Gazprom unter­
sucht (Kasten 2).7 Der vorliegende Bericht beruht so­

7 Holz, F. et al. (2014): European Gas Infrastructure: The Role of Gazprom in 
European Gas Supplies. DIW Berlin, Politikberatung Kompakt Nr. 81, Studie im 
Auftrag der Grünen-Fraktion des Europäischen Parlaments.

Kasten 2

Strategische Investitionen von Gazprom 
in der europäischen Erdgaswirtschaft

Der russische Erdgaskonzern OAO Gazprom verfügt 

bis heute über das Exportmonopol von Erdgas. Über 

diverse Tochtergesellschaften hat sich Gazprom in den 

 vergangenen 25 Jahren auch in die Erdgaswirtschaft in 

Ost- und Westeuropa eingekauft, etwa im Bereich der 

Pipelines und Erdgasspeicher. Diese Vorwärtsintegration 

folgt zum einen der ökonomischen Logik, sich an Märkte 

und Kunden anzunähern. Zum anderen verfolgt der 

 russische Staat durch Gazprom aber auch politisch stra-

tegische Ziele. Dies wird besonders deutlich an der poli-

tisch determinierten Preisfestsetzung: So wurde der Erd-

gaspreis für die Ukraine nach dem Sturz des Präsidenten 

Janukowitsch und der Annexion der Krim durch Russland 

vom „Freundschaftspreis“ von 280 US-Dollar pro Tausend 

Kubikmeter auf den Monopolpreis von 485 US-Dollar pro 

Tausend Kubikmeter angehoben.

Gazprom verfügt über vielfältige Beteiligungen an der Erd-

gasversorgung, unter anderem in Bulgarien, der Slowakei, 

Rumänien und Ungarn.1 Der Konzern kontrolliert Export-

pipelines nach Mittel- und Westeuropa; darüber hinaus ist 

er an nationalen Pipelines in fast allen osteuropäischen 

Ländern sowie in Österreich, Deutschland und Italien 

beteiligt. Auch im Bereich der Erdgasspeicherinfrastruktur 

ist Gazprom vertreten: Bereits heute gibt es Beteiligungen 

in Lettland, Österreich und Serbien; der Zukauf weiterer 

Speicher in Tschechien, den Niederlanden sowie in Eng-

land ist geplant.

Besonders aktiv ist Gazprom seit der Wiedervereinigung 

auch in Deutschland: Hier besitzt der Konzern inzwischen 

eine umfängliche Transport- und Speicherinfrastruktur 

(früher Gemeinschaftsbesitz mit Wintershall).

1 Holz, F. et al. (2014): European Gas Infrastructure: The Role of 
Gazprom in European Gas Supplies. DIW Berlin, Politik beratung 
Kompakt Nr. 81, Studie im Auftrag der Grünen-Fraktion des Europäi-
schen Parlaments.
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In Westeuropa sind Großbritannien, Belgien und die 
Niederlande sowie die iberische Halbinsel kaum oder gar 
nicht auf russische Importe angewiesen. Auch in Frank­
reich erreicht der Import von russischem Erdgas eine 
Höhe von lediglich 16 Prozent des Erdgasverbrauchs. 
Italien wiederum führt mit einem Viertel seines Ver­
brauchs einen deutlich höheren Anteil aus Russland ein. 

Norwegen ist der zweitgrößte Lieferant der EU und deckt 
mit seinen Erdgaslieferungen ein Fünftel des europäi­
schen Verbrauchs, vor allem in Großbritannien, Bel­
gien, den Niederlanden, Frankreich und Deutschland. 
Eine weitere bedeutende Rolle, insbesondere in Süd­
europa, spielt die Erdgasversorgung über Pipelines aus 
den nordafrikanischen Ländern Algerien und Libyen.

Russisches Erdgas gelangt hauptsächlich über drei gro­
ße Pipelines in die Länder der EU: Die Pipeline über 
die Ukraine, die Jamal­Pipeline über Weißrussland so­
wie die Nord­Stream­Pipeline durch die Ostsee (Tabel­
le 2). Weitere kleinere Pipelines existieren insbesonde­
re in die unmittelbaren Nachbarstaaten Russlands, etwa 

nehmen. Für „geschützte Kunden“ – dazu zählen vor 
allem private Haushalte – müssen die Erdgasunterneh­
men die Versorgung auch unter extremen Bedingun­
gen für 30 Tage gewährleisten.

In den vergangenen Jahren hat die Europäsiche Union 
Fortschritte beim Ausbau der Erdgasinfrastruktur er­
zielt. Weitere Ausbaupläne werden, wie im Dritten Ener­
giepaket vorgeschrieben, jährlich von den europäischen 
Ferngasnetzbetreibern auf nationaler und europäischer 
Ebene in den sogenannten „Zehn­Jahres­Netzentwick­
lungsplänen“ vorgelegt.9 Sie stellen zwar keine verbind­
lichen Fahrpläne für den Ausbau der Pipeline­ und Flüs­
siggasinfrastruktur dar, geben aber der Industrie, den 
Regulierungsbehörden und der Politik eine Orientier­
tung hinsichtlich des weiteren Investitionsbedarfs. 

Der in den vergangenen Jahren bereits erfolgte Infra­
strukturausbau war ein wichtiger Schritt, um die Erd­
gasflüsse innerhalb der Union f lexibler zu gestalten und 
im Krisenfall unterversorgte Gebiete besser zu belie­
fern. Zwar sind für einzelne Regionen Osteuropas Ver­
sorgungsstörungen auch weiterhin nicht auszuschlie­
ßen, dennoch ist die EU inzwischen für Krisen weniger 
anfällig.

Russland deckt knapp ein Viertel 
des europäischen Erdgasverbrauchs 

Die Europäische Union hat im Jahr 2012 nach Angaben 
der Internationalen Energie­Agentur (IEA) 112 Milliar­
den Kubikmeter Erdgas über Pipelines aus Russland im­
portiert – das entspricht knapp einem Viertel des EU­
Erdgasverbrauchs von insgesamt etwa 472 Milliarden 
Kubikmetern (Tabelle 1).10 Damit bleibt Russland der 
größte Erdgaslieferant der EU. Allerdings importieren 
einzelne Länder in unterschiedlichem Umfang russi­
sches Erdgas:11 Deutschland deckt etwa 38 Prozent sei­
nes Verbrauchs mit Erdgas aus Russland, was 35 Prozent 
aller deutschen Erdgasimporte entspricht (Abbildung 1). 
Die osteuropäischen Länder der EU sind besonders stark 
auf russische Importe angewiesen, insbesondere das 
Baltikum, Tschechien und Bulgarien. Dort hat sich die 
Diversität der Bezüge auch in den vergangenen Jahren 
nur wenig erhöht. Rumänien, das über eigene Vorkom­
men verfügt, sowie Polen, dessen Energieversorgung 
vor allem auf Kohle beruht, sind demgegenüber in ge­
ringerem Maße von Einfuhren aus Russland abhängig. 

9 Vergleiche zum Beispiel FNB Gas (2013): Netzentwicklungsplan Gas 2013 
der deutschen Fernleitungsnetzbetreiber. und ENTSO-G (2013): Ten-Year 
Network Development Plan (TYNDP) 2013–2022. Brüssel.

10 International Energy Agency (2013): Natural Gas Information 2013.

11 Nicht betrachtet werden im Folgenden Malta und Zypern, Kroatien erst 
mit dem Beitritt im Jahr 2013.

Tabelle 1

Produktion, Nettoimporte und Verbrauch 
von Erdgas in der EU im Jahr 2012
In Milliarden m3

Produktion Nettoimporte Inländischer Verbrauch

Belgien 0,0 16,7 16,8
Bulgarien 0,4 2,5 2,7
Dänemark 6,4 −2,7 3,9
Deutschland 12,3 69,6 82,1
Estland 0,0 0,7 0,7
Frankreich 0,5 42,7 44,1
Finnland 0,0 3,7 3,7
Griechenland 0,0 4,5 4,5
Irland 0,4 4,4 4,7
Italien 8,6 67,6 74,9
Lettland 0,0 1,7 1,5
Litauen 0,0 3,3 3,4
Luxemburg 0,0 1,2 1,2
Niederlande 80,1 −34,3 46,0
Österreich 1,9 7,8 9,0
Polen 6,2 12,2 18,1
Portugal 0,0 4,6 4,6
Rumänien 10,6 2,9 13,6
Schweden 0,0 1,1 1,1
Slowakei 0,2 4,8 5,3
Slowenien 0,0 0,9 0,9
Spanien 0,1 32,3 32,5
Tschechien 0,2 7,5 8,3
Ungarn 2,2 7,3 10,2
Großbritannien 41,1 37,1 78,3

Quellen: IEA, Natural Gas Information 2013, OECD/IEA, Paris; IEA, Natural Gas 
Information Statistics, Online Database, OECD/IEA, Paris.

© DIW Berlin 2014

Die meisten EU-Mitgliedsländer sind Nettoimporteure von Erdgas.
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Importmöglichkeiten für Flüssiggas 
erheblich ausgebaut

Neben der Einfuhr von Erdgas per Pipeline importieren 
europäische Länder auch verf lüssigtes Erdgas per Tan­
ker aus außereuropäischen Ländern, insbesondere Ka­
tar, Nigeria und Algerien (Abbildung 2). Im Jahr 2012 
waren dies 58 Milliarden Kubikmeter, was zwölf Prozent 
des europäischen Erdgasverbrauchs entspricht. Insbe­
sondere Großbritannien, Spanien, Frankreich und Ita­
lien haben die Kapazitäten zur Einfuhr von Flüssiggas 
in den vergangenen Jahren stark ausgeweitet. 2013 er­
reichten die gesamten EU­Importkapazitäten von Flüs­
siggas bereits 184 Milliarden Kubikmeter beziehungs­
weise knapp 40 Prozent des Erdgasverbrauchs der EU 
(Abbildung 3).12 Noch in Bau befinden sich weitere An­
lagen mit einer Kapazität von über 30 Milliarden Ku­
bikmetern, darunter im Baltikum und in Polen, die bis 
Ende 2015 fertiggestellt sein sollen. Dies führt zu einer 
deutlichen Zunahme der europäischen Importkapazi­
täten für Flüssiggas.

12 Gas Infrastructure Europe (2013): GLE LNG Investment Database. 
www.gie.eu/index.php/maps-data/lng-investment-database.

nach Finnland und in das Baltikum (Lettland). Die Be­
deutung der Ukraine als Transitland für Erdgasliefe­
rungen von Russland in die Europäische Union hat in 
den vergangenen Jahren aufgrund der Inbetriebnah­
me der Nord­Stream­Pipeline, die eine direkte Verbin­
dung zwischen Russland und Deutschland darstellt (mit 
einer Kapazität von 55 Milliarden Kubikmetern), abge­
nommen (Karte). 

Bei einem Konflikt zwischen Russland und der Ukrai­
ne und damit verbundenen zeitweisen Lieferunterbre­
chungen könnte somit ein Teil der Lieferungen über 
die Nord­Stream­Pipeline sowie die Jamal­Pipeline über 
Weißrussland und Polen (mit einer Kapazität von 33 Mil­
liarden Kubikmetern) umgeleitet werden. Deutschland 
verfügt somit als Abnehmer aller drei großen Pipelines 
aus Russland über die Möglichkeit, die Lieferwege sei­
ner russischen Importe zu diversifizieren.

Abbildung 1

Importanteile aus Russland am jeweiligen 
Erdgasverbrauch im Jahr 2012
In Prozent
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Die Bedeutung der Importe aus Russland ist in Osteuropa am 
größten.

Tabelle 2

Exportpipelines von Russland nach Europa

Name Von Nach
Kapazität  

in Milliarden m3

Ukrainischer Korridor Russland Ukraine 112
Weißrussland Ukraine 25

Ukraine Rumänien, und weiter nach

36,5
Bulgarien
Griechenland
Türkei

Ukraine Ungarn, und weiter nach
19,5Serbien

Bosnien-Herzogowina

Ukraine Slowakei 83
Slowakei Tschechien 25,5
Slowenien Österreich 57
Österreich Italien 37

Jamal-Europa Russland Weißrussland 33
Weißrussland Polen 40
Polen Deutschland 33

Nord Stream Russland Deutschland 55

Quellen: Gazprom website; ENTSO-G, The European Natural Gas Network (Capacities at Cross-Border Points 
on the Primary Market), Brüssel, Juli 2013; Datenbank des Global Gas Model.

© DIW Berlin 2014

Alternativen zum Transit durch die Ukraine bestehen.
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Erdgasspeicher umfangreich,  
aber regional konzentriert

Ende 2012 verfügte die Europäische Union über Spei­
cherkapazitäten für Erdgas in Höhe von 92 Milliarden 
Kubikmetern; dies sind etwa zwölf Milliarden Kubikme­
ter mehr als noch 2009. Zwei Drittel davon entfallen 
auf erschöpfte Erdöl­ und Erdgaslagerstätten und knapp 
ein Fünftel auf Aquifere. Über die Hälfte der europäi­
schen Speicherkapazitäten befinden sich in Deutsch­
land, Frankreich und Italien (Abbildung 4 und Tabelle 3). 

Es gibt auch Länder ohne Speicherkapazitäten, darunter 
Estland, Litauen und Finnland, die nicht über die not­
wendigen geologischen Bedingungen für Untergrund­
speicher verfügen; in Griechenland gibt es nur gering­
fügige Speicherkapazitäten im dortigen Flüssiggaster­
minal. Die meisten osteuropäischen Länder haben die 
Speicherkapazitäten für Erdgas selbst in Folge des Kon­
f likts um Erdgaslieferungen zwischen Russland und 
der Ukraine und der damit verbundenen Lieferunter­
brechungen im Winter 2009 nicht nennenswert aus­

Abbildung 2

Flüssiggasimporte der EU im Jahr 2012
In Milliarden m3
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Hohe Flüssiggasimporte verzeichnen Spanien, England,  Frankreich 
und Italien.

Karte

Wichtigste Importrouten nach und Flüssiggasterminals in Europa
In Milliarden m3
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Europa hat vielfältige Möglichkeiten, Erdgas zu beziehen.
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Abbildung 4

Kapazität der Erdgasspeicher in der EU  
als Anteil am jeweiligen Erdgasverbrauch 2012
In Prozent
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Quellen: IEA, Natural Gas Information 2013, OECD/IEA, Paris.
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Speicher haben in den Mitgliedstaaten eine sehr unterschiedliche 
Bedeutung.

Abbildung 3

Importkapazitäten der EU  
für Flüssiggas
In Milliarden m3
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Quellen: GIE 2013; GLE LNG Investment Database.
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Die Kapazitäten für Flüssiggasimporte steigen weiter.

Tabelle 3

Speicherkapazitäten Ende 2012
In Milliarden m3

Insgesamt Erschöpfte Öl- und Gasfelder LNG -Speicher Aquifere Kavernen Sonstige

Österreich 7,5 6,5 1,0
Belgien 0,9 0,2 0,7
Bulgarien 0,5 0,5
Tschechien 2,5 2,4 0,2 0,1
Dänemark 1,0 0,6 0,4
Frankreich 12,8 0,1 1,0 11,7
Deutschland 20,3 9,6 0,9 9,9
Ungarn 6,1 6,1
Irland 0,2 0,2
Italien 16,3 16,3
Lettland 2,3 2,3
Niederlande 5,3 5,0 0,8 0,2
Polen 1,9 1,5 0,4
Portugal 0,4 0,4
Rumänien 2,9 2,9
Slowakei 2,9 2,9
Spanien 4,1 3,1 1,1
Großbritannien 4,3 3,7 0,1 0,6
Summe 92,3 60,8 2,1 16,7 11,9 1,7

Quellen: IEA, Natural Gas Information 2013, OECD/IEA, Paris.
© DIW Berlin 2014

Die Speicherkapazitäten für Erdgas sind regional konzentriert.
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gebaut.13 Damit ist der Beitrag von Erdgasspeichern zur 
kurzfristigen Sicherstellung der eigenen Versorgung in 
einigen dieser Länder nach wie vor gering. Ein Sonder­
fall ist das Baltikum, das als Erdgasinsel vollständig auf 
russische Erdgasimporte angewiesen ist. Der lettische 
Speicher wird auch zur Versorgung der anderen balti­
schen Länder genutzt.14 Deutschland liegt mit einem 
Anteil der Speicherkapazitäten am Erdgasverbrauch 
von 25 Prozent im Mittelfeld.

Anfang März 2014 waren die Speicher in der Europäi­
schen Union etwa zur Hälfte gefüllt;15 der Füllstand war 
aufgrund des milden Winters höher als in den Jahren 
zuvor. Rein rechnerisch entspricht dieser Stand etwa 
einem Sechstel des jährlichen Importbedarfs der EU 
oder rund 40 Prozent der Importe aus Russland. Nach 
dem milden Winter könnten in der warmen Jahreszeit 
Lieferausfälle russischer Importe für mehrere Monate 
überbrückt werden. 

Im Unterschied zu Erdöl, für das nach Richtlinien der 
Internationalen Energieagentur in den Mitgliedsländern 
eine Mindestreserve im Umfang von 90 Tagesverbräu­
chen vorgehalten werden muss, gibt es für Erdgas keine 
EU­weite Pflichtbevorratung. Allerdings besitzen einzel­
ne Mitgliedsländer bereits eine strategische Reserve.16 
Es ist zu überlegen, eine EU­weit harmonisierte strate­
gische Gasreserve einzurichten. Die EU­Verordnung zur 
sicheren Erdgasversorgung räumt die Möglichkeit des 
grenzüberschreitenden Zugangs zu Speicherkapazitä­
ten ein und setzt darüber hinaus auf den Ausbau der 
Verbindungsleitungen zwischen den Mitgliedsländern. 
Unverzichtbar ist zudem eine effizientere Nutzung der 
bestehenden Infrastruktur.

Umkehrflüsse in Pipelines:  
Weiterer Ausbau sinnvoll und machbar 

In den vergangenen Jahren sind in der EU weitere grenz­
überschreitende Pipelines entstanden. Dabei wurden 
verstärkt Möglichkeiten zu Umkehrf lüssen (reverse 
f lows) geschaffen. Die von der EU im Jahr 2010 be­
schlossenen Maßnahmen sahen vor, dass die Mitglied­

13 Vergleiche zu den Erdgasspeichern sowie den geologischen Voraus-
setzungen in einzelnen Ländern Energy Charter Secretariat (2010): The Role of 
Underground Gas Storage for Security of Supply and Gas Markets. Brüssel. 
Bulgarien hat schlechtere geologische Bedingungen, um seine Speicher-
kapazitäten auszubauen.

14 Über Litauen erfolgt auch die Erdgasversorgung der russischen Enklave 
Kaliningrad. Daher ist eine Unterbrechung der russischen Lieferungen an 
Litauen unwahrscheinlich.

15 Gas Infrastructure Europe (2014): GSE Aggregated Inventory (AGSI+).  
transparency.gie.eu.

16 Dies ist in Ungarn, Rumänien, Italien, Portugal und Spanien der Fall. 
Vergleiche United Nations for Europe Commission For Europe (2013): Study on 
Underground Gas Storage in Europe and Central Asia. Genf, 46 ff.

staaten bis Ende 2013 in allen grenzüberschreitenden 
Verbindungsleitungen Kapazitäten für Umkehrf lüsse 
schaffen (Tabelle 4).17 Diese Verordnung ist zu einem 
großen Teil umgesetzt worden, weshalb die Gemein­
schaft nun f lexibler auf Versorgungsengpässe reagie­
ren kann.18 Es besteht vor allem zwischen einigen Mit­
gliedstaaten in Ost­ und Südosteuropa noch Ausbaube­
darf; insbesondere Bulgarien ist nach wie vor schlecht 
in das europäische Netz eingebunden, da sich der Bau 
einer Verbindung zwischen Rumänien und Bulgarien 
verzögert. 

Auch langfristig wichtige Rolle für Erdgas 
im europäischen Energiemix

Die Europäische Kommission sieht auch langfristig 
eine wichtige Rolle für Erdgas im europäischen Ener­
giemix. Das sogenannte Referenzszenario für die Ent­
wicklung bis 2050, das sie im Jahr 2013 vorgestellt hat, 
geht von einem konstanten Anteil von Erdgas am Pri­

17 Bei Umkehrflüssen handelt es sich um den Transport von Erdgas entgegen 
der ursprünglichen Flussrichtung. Dies wird durch technische Zubauten oder 
Umrüstung ermöglicht.

18 Unklarheiten bestehen jedoch hinsichtlich des Umkehrflusses über die 
Slowakei in die Ukraine. Neben geringen Kapazitäten auf kleineren Pipelines 
wäre auch die Errichtung eines Umkehrflusses auf der Hauptleitung denkbar, 
mit bis zu 30,1 Milliarden Kubikmetern pro Jahr. Jedoch bestehen hier 
verschiedentliche politische Probleme, siehe www.nytimes.com/2014/05/05/
world/europe/gazprom-seen-stanching-flow-of-gas-to-ukraine.html?_r=0. 

Tabelle 4

Richtungsflüsse in Pipelines zwischen EU-Mitglied-
staaten in Mittel- und Osteuropa

Von Nach Umkehrflüsse möglich?

Österreich Slowenien ja
Österreich Slowakei ja
Österreich Ungarn ja
Polen Deutschland ja
Tschechien Deutschland ja
Slowakei Tschechien ja
Ungarn Kroatien ja
Lettland Estland ja
Lettland Litauen ja
Bulgarien Griechenland nein
Rumänien Bulgarien nein
Ungarn Rumänien nein
Slowenien Kroatien nein
Tschechien Polen nein
Polen Slowakei Keine Pipeline
Litauen Polen Keine Pipeline

Quellen: ENTSO-G, The European Natural Gas Network (Capacities at Cross-Border 
Points on the Primary Market), Brüssel, Juli 2013; Aktualisierungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2014

Umkehrflüsse können und sollten noch weiter ausgebaut werden.
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Szenario der Internationalen Energie­Agentur aus dem 
Jahr 2012 eingef lossen.

Die Erdgasförderung in den EU­Ländern ist seit mehr 
als einem Jahrzehnt rückläufig; die Förderung aus kon­
ventionellen Feldern sinkt und es werden nur noch we­
nige neue Felder erschlossen. So war Großbritannien 
vor 15 Jahren noch eines der größten europäischen För­
derländer mit einer jährlichen Produktion von mehr als 
100 Milliarden Kubikmetern; seit 2004 ist es Netto­Im­
porteur und fördert mittlerweile weniger als 50 Milliar­
den Kubikmeter jährlich. Auch in Deutschland sinkt die 
ohnehin geringe Förderung seit einigen Jahren deutlich. 
Selbst für die Niederlande, dem größten Erdgasprodu­
zenten auf dem EU­Festland, ist für die kommenden 
Jahre ein deutlicher Rückgang zu erwarten.22 

Dieser langanhaltende Trend dürfte sich fortsetzen 
(Abbildung 5). Nach 2040 werden innerhalb der EU 
voraussichtlich nur noch die Niederlande und Rumä­
nien sowie außerhalb der EU Norwegen Erdgas fördern. 
Selbst eine Erschließung von Schiefergasvorkommen, 
etwa in Polen, könnte diese Entwicklung allenfalls hi­
nauszögern. Aufgrund unsicherer Ressourcenschät­
zungen sowie der zu erwartenden hohen Förderkosten 

22 IEA (2014): Energy Policies of IEA Countries The Netherlands 2014.

märenergieverbrauch in Höhe von 24 Prozent aus.19 Bei 
insgesamt rückläufigem Energieverbrauch würde sich 
die Bedeutung von Erdgas im Stromsektor verringern; 
auch im Transportsektor würde es zumindest nicht ver­
mehrt eingesetzt. Im Industrie­ und Haushaltssektor 
behält es im Referenzszenario jedoch seine Bedeutung. 

Im Jahr 2011 hatte die Europäische Kommission in 
ihren Klima­ und Energiefahrplänen noch ambitio­
niertere  Klima­ und Energieszenarien vorgestellt, mit 
einem Rückgang der CO2­Emissionen um 40 oder so­
gar 80 Prozent bis 2050 im Vergleich zu 35 Prozent im 
Referenzszenario 2013.20 Bei einer Reduktion der CO2­
Emissionen um 40 Prozent sinkt der Erdgasverbrauch 
nur leicht. In einem Szenario mit stärkerer Dekarbo­
nisierung und einer Reduktion der Treibhausgase um 
80 Prozent würde der Einsatz aller fossilen Energieträ­
ger – also auch von Erdgas – im Stromsektor auf nahe 
Null zurückgefahren. Erdgas würde nur noch von End­
verbrauchern – also von der Industrie und von Haushal­
ten – genutzt. In diesem Fall könnte sich der Verbrauch 
zwischen 2010 und 2050 halbieren.

Der Erdgasverbrauch in einzelnen Ländern der EU ent­
wickelt sich aufgrund der jeweiligen Verfügbarkeit ein­
heimischer fossiler und erneuerbarer Rohstoffe sehr 
unterschiedlich. So beinhalten alle Szenarien für Groß­
britannien, die Niederlande und Frankreich einen Rück­
gang des Erdgasverbrauchs, während für Länder wie 
Spanien – mit einem derzeit eher geringen Erdgasan­
teil – ein Anstieg des Verbrauchs prognostiziert wird.

Europäische Erdgasversorgung bis 2040: 
Stärker abhängig vom Import,  
aber weniger von Russland

Das DIW Berlin hat mit dem Global Gas Model verschie­
dene Szenarien der langfristigen Entwicklung des euro­
päischen Erdgasverbrauchs und der Erdgasimporte be­
rechnet.21 In das Referenzszenario des DIW Berlin sind 
die Vorgaben des Energiefahrplans der Kommission bis 
2050 mit einer 40­prozentigen Reduktion des Treib­
hausgasausstoßes in Europa sowie das „New Policies“­

19 Europäische Kommission (2013): EU Energy, Transport and GHG Emissions 
Trends to 2050 – Reference Scenario 2013. Generaldirektionen Energie, Klima 
und Transport, Brüssel. 

20 Europäische Kommission (2011): Energy Roadmap 2050. COM/2011/0885 
final, Brüssel; und Roadmap for Moving to a Low-Carbon Economy in 2050. 
COM/2011/0112 final. 

21 Siehe auch Holz, F., Richter, P. M., von Hirschhausen, C. (2013): 
Strukturverschiebung in der globalen Erdgaswirtschaft – Nachfrageboom in 
Asien, Angebotsschock in den USA. DIW Wochenbericht Nr. 31/2013; Holz, F. 
et al. (2013): The Role of Natural Gas in a Low-Carbon Europe: Infrastructure 
and Regional Supply Security in the Global Gas Model. Berlin, DIW Discussion 
Paper Nr. 1273; sowie Richter, P. M. (2013): From Boom to Bust? A Critical Look 
at US Shale Gas Projections. Berlin, DIW Discussion Paper Nr. 1338.

Abbildung 5

Erdgassektor der EU im Referenzszenario des Global Gas Model
In Milliarden m3
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Die Importquote von Erdgas wird bei sinkender heimischer Förderung weiter steigen.
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von Schiefergas sowie hoher Umweltauflagen ist eine 
nennenswerte Förderung in Europa derzeit eher un­
wahrscheinlich.23 

Bei stagnierendem und selbst bei rückläufigem Erd­
gasverbrauch in der Europäischen Union bedeutet dies 
einen Anstieg der Importabhängigkeit auf über 80 Pro­
zent des Erdgasverbrauchs nach 2030. Viele EU­Länder 
werden ihre Erdgasimporte durch die Einfuhr von ver­
f lüssigtem Erdgas und neue Pipeline­Optionen weiter 
diversifizieren. Dies gilt insbesondere für jene Länder 
Osteuropas, die derzeit stark auf russische Importe an­
gewiesen sind. Entsprechend sollte der Anteil Russlands 
an den europäischen Erdgasimporten in den nächsten 
Jahrzehnten zurückgehen (Abbildung 6).

Vor allem in Osteuropa wird ein weiterer Ausbau von 
Umkehrkapazitäten die Einbindung in das europäische 
Netz verbessern und den Zugang zu Erdgas aus dem 
Westen und dem Norden Europas (Norwegen) ermög­
lichen. Bisherige westeuropäische Importländer wer­
den zu Transitländern für Erdgaslieferungen, insbe­
sondere in Richtung Osteuropa. So könnte Deutschland 
einen Teil seiner direkten Einfuhren aus Norwegen und 
Russland (Nord­Stream­Pipeline) in Richtung Osteuro­
pa nach Polen, Tschechien und Österreich weiterleiten.

Bau außereuropäischer Pipelines  
schreitet voran

Zudem werden sich auch die osteuropäischen EU­Län­
der Bezugsquellen außerhalb der EU erschließen, so­

23 Holz, F., Richter, P. M. (2013), a. a. O.

wohl für verf lüssigtes Erdgas als auch für Erdgas über 
Pipelines. So ist in Polen der Bau eines Flüssiggaster­
minals (in Swinoujscie) fast abgeschlossen; in Litauen 
wird im Herbst 2014 die schwimmende Variante eines 
solchen Terminals den Betrieb aufnehmen (in Klaipe­
da). In Südosteuropa hat der sogenannte Südliche Gas­
korridor die ursprünglichen Planungen zum Bau der 
Nabucco­Pipeline abgelöst. Noch vor 2020 wird Erd­
gas aus dem kaspischen Raum (Aserbaidschan) über 
die Türkei nach Griechenland und voraussichtlich die 
Balkan­Halbinsel geliefert. Die Modellergebnisse des 
DIW Berlin legen nahe, dass dieser Korridor in den 
nachfolgenden Jahren weiter ausgebaut werden sollte, 
um die stabile bis steigende Nachfrage in Südosteuro­
pa zu befriedigen.

Insgesamt zeigen die Modellrechnungen für Europa in 
den nächsten Jahrzehnten einen stabilen, leicht steigen­
den Erdgasverbrauch, der überwiegend über Importe 
durch Pipelines gedeckt wird. Mit stärker diversifizier­
ten Bezugsquellen und Lieferwegen ist dann auch bei 
steigender Importabhängigkeit die Erdgas versorgung 
gesichert.

Langfristig nimmt die Bedeutung Europas als Erdgas­
nachfrager im weltweiten Erdgasmarkt ab und die asia­
tischer Schwellenländer wie Indien und China zu. Ver­
f lüssigtes Erdgas wird in den nächsten Jahrzehnten 
verstärkt in den asiatischen Raum exportiert. Zudem 
werden neue Pipelines den asiatischen Markt zuneh­
mend an traditionelle Lieferländer anbinden, beispiels­
weise China an Russland. Allerdings werden bis 2050 

Abbildung 7
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Der Ausfall russischer Importe kann teilweise kompensiert werden …

Abbildung 6
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Der Import-Anteil aus Russland wird zurückgehen.
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Die Szenarienrechnungen ermöglichen einen Blick auf 
die Bedeutung der Importe aus Russland für die Erd­
gasversorgung einzelner europäischer Länder sowie 
ihre bestehenden Möglichkeiten der Diversifizierung 
angesichts der bestehenden Versorgungsinfrastruktur:

• Im Szenario Ukraine-Ausfall stellt Russland die Lie­
ferungen an und durch die Ukraine ein;

• im Szenario Russland-Ausfall kappt Russland seine 
gesamten Erdgasexporte in den europäischen Raum 
(einschließlich der Türkei, aber ausschließlich Weiß­
russland, das in einer Zollunion mit Russland ver­
bunden ist).

Der Erdgasverbrauch der gesamten Europäischen Union 
geht insbesondere im Szenario Russland-Ausfall spür­
bar zurück, vor allem in osteuropäischen Mitgliedstaa­
ten, da hier noch nicht in größerem Umfang alternative 
Bezugsquellen und Versorgungswege bereitstehen. Im 
Szenario Ukraine-Ausfall sind erwartungsgemäß neben 
der Ukraine insbesondere die östlichsten Mitgliedstaa­
ten ohne Zugang zu Flüssiggas und Umkehrkapazitäten 
betroffen, vor allem Ungarn, Rumänien und Kroatien. 
Ein deutlicher Teil der russischen Ausfälle wird durch 
die Einfuhr von Flüssiggas kompensiert, die im Russ-
land-Ausfall­Szenario um fast 60 Prozent steigt (Abbil­
dung 7). Die zusätzlichen Flüssiggaslieferungen könn­
ten sowohl aus Südamerika (vor allem Trinidad und 
Tobago), als auch aus dem arabischen Raum oder aus 

je nach Szenario immer noch mehr als die Hälfte der 
russischen Erdgasexporte nach Europa f ließen. Europa 
bleibt damit ein wichtiger Absatzmarkt für Russland. 

Die Flüssiggasimporte Europas werden zunächst steigen 
und ab 2020 stagnieren. Dennoch spielen die LNG­Im­
portterminals eine wichtige Rolle hinsichtlich der Ver­
sorgungssicherheit: Sie ermöglichen den kurzfristigen 
Import von Erdgas, falls es zu Lieferstörungen bei den 
Pipelines kommt.

Möglichkeiten der kurzfristigen 
Diversifizierung

Das DIW Berlin hat mit dem Global Gas Model zwei – 
vor dem Hintergrund der derzeitigen Krise mögliche – 
Ausfallszenarien russischer Erdgasimporte für das Jahr 
2015 untersucht.24 Die Modellrechnungen basieren so­
mit auf projektierten Werten für das kommende Jahr 
und beruhen auch auf Infrastrukturprojekten, die sich 
derzeit im Bau befinden. So ist beispielsweise die South­
Stream­Verbindung zwischen Russland und Bulgarien 
mit einer kleinen Anfangskapazität von 15 Milliarden 
Kubikmetern enthalten. 

24 Holz, F. et al. (2014), a. a. O.; sowie Richter, P. M., Holz, F. (2014): All Quiet 
on the Eastern Front? Disruption Scenarios of Russian Natural Gas Supply to 
Europe. Berlin, DIW Discussion Paper Nr. 1383.

Abbildung 8

Zusammensetzung der europäischen Importe nach Lieferanten im Jahr 2015
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… durch Lieferungen aus Nordafrika und Norwegen.
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Afrika (Nigeria, Algerien) kommen. Die Erdgasförde­
rung in Europa kann dagegen kurzfristig nur in gerin­
gem Umfang gesteigert werden (Abbildung 8). 

Aufgrund beschränkter Produktions­ und Transport­
kapazitäten würde zusätzliches Erdgas per Pipeline 
aus Norwegen und Nordafrika geliefert. Die Erdgas­
produzenten im kaspischen Raum (derzeit unter an­
derem Turkmenistan) können aufgrund der bestehen­
den Infrastruktur Erdgas nur über das russische Pipe­
line­Netz – also über die Ukraine – nach Europa liefern 
und fallen daher als alternative Lieferanten zu Russ­
land ebenfalls aus.

Lieferunterbrechungen träfen Osteuropa 
am stärksten

Insbesondere die osteuropäischen EU­Mitgliedstaa­
ten Rumänien, Ungarn und Kroatien wären in bei­
den Szenarien von den Ausfällen russischer Impor­
te betroffen, da sie selbst bei stark steigenden Preisen 
aufgrund technischer Beschränkungen nicht in aus­
reichendem Umfang Zugang zu alternativen Bezugs­
quellen für Erdgas haben (Abbildung 9). Diese Län­
der sind als einzige europäische Importeure auch bei 
einem Ausfall „nur“ der ukrainischen Transitpipeline 
mit Verbrauchsrückgängen von etwa 25 Prozent betrof­
fen. Für sie ist die Einrichtung und Erweiterung von 
Umkehrf lüssen sowie die Anbindung an andere Liefe­
ranten am dringendsten.

Im Russland-Ausfall­Szenario reduzieren mehrere Län­
der ihren Verbrauch aufgrund von teilweise deutlich 
steigenden Preisen. Erwartungsgemäß verzeichnen 
die direkten Nachbarländer im Baltikum und Finn­
land die größten Einschränkungen; dort reduziert sich 
der Erdgasverbrauch sehr stark, um rund 70 Prozent. 
Dem folgen Ungarn, Kroatien und Rumänien sowie 
Bulgarien mit einer Reduktion von etwa 30 Prozent. 
Aber auch in Mittel­ und Westeuropa reduziert sich 
der Erdgasverbrauch leicht um rund zehn Prozent 
aufgrund der steigenden Preise (Polen, Deutschland, 
Öster reich, Tschechien, Slowakei, Italien). Diese Re­
gion kann trotz eines derzeit großen Anteils russischer 
Importe an ihrer Versorgung auf alternative Erdgas­
quellen zurückgreifen. Auch die traditionellen Tran­
sitländer Tschechien, Slowakei und Polen haben – teil­
weise mittels Umkehrf lüssen – inzwischen Zugang zu 
alternativen Lieferanten.

Die umfangreichen Importkapazitäten für Flüssiggas 
in Westeuropa können den Ausfall russischer Lieferun­
gen nur teilweise kompensieren. Insbesondere in Spa­
nien und Großbritannien sind in den vergangenen Jah­
ren eine große Anzahl von Regasifizierungs­Anlagen 

fertiggestellt worden. Allerdings kann dort angelande­
tes Erdgas nur in begrenztem Umfang nach Mittel­ und 
Osteuropa transportiert werden. Vor allem die Kapazität 
der Verbindung zwischen der iberischen Halbinsel und 
Frankreich ist nach wie vor gering. Aber auch Transpor­
te aus Frankreich Richtung Osten sind nur in geringem 
Umfang möglich – ein weiteres Beispiel für die Notwen­
digkeit, vermehrt Umkehrf lüsse zu den traditionellen 
Lieferrichtungen zu errichten (Abbildung 10).25

25 Vergleiche auch den Beschluss des Ministerrats im März 2014, demzufolge 
Verbindungen „auch die Iberische Halbinsel und den Mittelmeerraum 
einbeziehen“ sollten, www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/
pressdata/de/ec/141777.pdf, 10.

Abbildung 9
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infrastruktur in den vergangenen Jahren vorangekom­
men. Dennoch gibt es in einigen Ländern Osteuropas im 
Hinblick auf die Versorgungssicherheit weiteren Hand­
lungsbedarf. Diese lässt sich mittelfristig durch die stär­
kere Einbindung in die europäische Erdgasinfrastruk­
tur, durch den Ausbau grenzüberschreitender Verbin­
dungsleitungen und Umkehrf lüsse sowie den Bau des 
Südlichen Gaskorridors deutlich erhöhen. 

Kurzfristig kann die Europäische Union Lieferstörun­
gen von Erdgas überbrücken; Speicherkapazitäten wur­
den erhöht und mehr Möglichkeiten zu Umkehrf lüs­
sen geschaffen. Mittel­ bis langfristig sollte die EU im 
Erdgassektor ihre Anstrengungen zu einer Diversifizie­
rung der Bezugsquellen und Lieferwege fortsetzen. Da­
bei ist zu berücksichtigen, dass der Erdgasverbrauch in 
Europa langfristig stagnieren wird.

Der Vorschlag einer Europäischen Energieunion wird 
derzeit gerade im Kontext der Versorgungssicherheit 
kontrovers diskutiert. Insbesondere vor dem Hinter­
grund, dass Russland und der Erdgaskonzern Gazprom 
oftmals sehr unterschiedliche Erdgaspreise verlangen 
und dem Wettbewerb hinderliche Verträge anbieten, 
kann eine bessere Abstimmung Europas in Bezug auf 
die Versorgungssicherheit sicherlich nicht schaden. 
Der polnische Vorschlag einer Energieunion sieht al­
lerdings auch vor, heimische Energieträger, insbeson­
dere Kohletechnologien, stärker zu nutzen. Mit den 
mittelfristigen Klimazielen der Union kompatibel ist 
dies jedoch nicht.

Europa muss die Versorgungssicherheit noch stärker 
als bisher in den Fokus nehmen, indem es die Diver­
sifizierung der Energiebezüge weiterhin vorantreibt. 
Flüssiggas wird mittelfristig eine größere Rolle spie­
len. Daher ist es wichtig, die Pipelineinfrastruktur wei­
terhin konsequent auszubauen. Zudem sollte eine stra­
tegische Erdgasreserve künftig in allen EU­Ländern in 
Betracht gezogen werden. 

Die europäische Erdgasversorgung ist trotz der gegen­
wärtigen politischen Krise um Russland und die Uk­
raine kurzfristig sicher – damit dies jedoch auch lang­
fristig der Fall ist, sollte die Energieeffizienz in allen 
Bereichen weiter verbessert und erneuerbare Ener­
gien im Zuge der Energiewende konsequent ausge­
baut werden.

Fazit

Erdgas ist für die Energieversorgung von besonderer 
Bedeutung. Einen großen Teil seines Erdgasbedarfs 
deckt Europa über Importe aus Russland. Aufgrund 
politischer Krisen, insbesondere zwischen Russland 
und der Ukraine, stellt sich jedoch die Frage, inwieweit 
die Erdgasversorgung in Europa auch weiterhin gesi­
chert werden kann.

Die europäischen Länder sind mit ihren Bemühungen, 
die Bezugsquellen und Lieferwege für Erdgas zu diver­
sifizieren, sowie mit dem Ausbau der internen Erdgas­

Abbildung 10

Flüssiggasimporte der EU im Jahr 2015:  
Vergleich der Szenarien
In Milliarden m3
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Flüssiggas kann einen Ausfall teilweise ausgleichen.
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Abstract: Natural gas makes a major contribution to European 
energy supply. Consequently, the political crisis between 
Russia and Ukraine increases fears of the consequences 
of Russia suspending natural gas supplies to Ukraine and 
the European Union. The last time this occurred was in the 
winter of 2009, as Russia and Ukraine disputed the price 
of natural gas and transit costs. However, the European 
Union has subsequently increased the security of its gas 
supply. Measures proposed by the European Commission 
are becoming more and more successful, particularly the 
diversification of sources of supply and an accompanying 
 expansion of natural gas infrastructure to secure supply 
from third-party countries. Opportunities to ease temporary 
supply bottlenecks have improved significantly within the 
Community in recent years. Nevertheless, Russia remains 
a major supplier of natural gas to the EU. The Russian gas 
corporation Gazprom is gaining importance in Eastern 

Europe, and increasingly also in Germany. However, this 
dependency is not a one-way street: Russia generates high 
export revenues from its natural gas trade. It currently has 
few alternatives to exporting to the EU.

Model calculations by DIW Berlin show that Europe can 
cope with any supply disruption by Russia via Ukraine. Some 
Eastern European countries, however, suffer most from a 
complete supply stop by Russia. To further increase supply 
security to Europe in the medium term, it will be necessary 
to continue diversifying gas supplies, especially by making 
more efficient use of existing infrastructure, and expanding 
its pipelines and its capacity to import liquefied natural gas. 
Additionally, Europe should consider building up strategic 
gas reserves. It also seems advisable to continue to improve 
energy efficiency in all areas and consistently expand 
 renewable energies as part of its energy and climate strategy.

EUROPEAN NATURAL GAS SUPPLY SECURE DESPITE POLITICAL CRISIS

JEL: Q34, L95, C6

Keywords: Natural gas, supply security, Europe, modeling
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1. Frau Kemfert, die Krise in der Ukraine schürt in Europa 
Ängste, dass russische Erdgaslieferungen unterbrochen 
werden könnten. Wie groß schätzen Sie diese Gefahr 
ein? Es ist natürlich schwer zu beurteilen, ob es tatsäch-
lich dazu kommen könnte. Im Moment können wir auch 
nicht ausschließen, dass Lieferungen gedrosselt werden, 
da dies Putin mit einem Brief an die Regierungschefs 
in Europa schon angekündigt hat. In den Jahren 2006 
und 2009  haben wir ja bereits Gaskrisen erlebt, in 
denen der Gashahn abgedreht wurde. Allerdings sind 
wir besser als damals darauf vorbereitet, wenn auch in 
unterschiedlicher Art und Weise.

2. Wie könnten solche temporäre Versorgungseng pässe 
überbrückt werden? Europa hat sich nach 2009 
intensiv vorbereitet, indem es in erster Linie auf mehr 
Diversifi kation setzt. Das heißt, es bezieht von verschie-
denen Anbietern Erdgas. Zudem wurden in einzelnen 
europäischen Ländern verstärkt Flüssiggasterminals 
gebaut und auch damit die Möglichkeit geschaffen, 
sich unabhängiger von russischen Gaslieferungen zu 
 machen. Zusätzlich sind auch weitere Pipelines in an-
dere Gasanbieter staaten gebaut worden. Damit haben 
wir die Möglichkeit, mögliche Versorgungsengpässe 
besser ausgleichen zu können. Allerdings sind wir noch 
nicht ganz so weit wie wir sein wollten. Einige osteuro-
päische Staaten wären von einem längeren Lieferausfall 
noch immer negativ betroffen, insbesondere weil die 
Pipelinekapazitäten noch nicht ausreichen und auch die 
strategische Gasreserve nicht darauf ausgerichtet ist.

3. Was muss noch getan werden, um die Gasversorgung 
zu sichern? Zum einen muss die Effizienz des Pipe-
linesystems optimiert werden. Insbesondere müssen 
mehr Möglichkeiten geschaffen werden, Gas auch 
in umgekehrter Fließrichtung zu transportieren, zum 
Beispiel vom Westen in den Osten. Zudem müssen 
Speicher kapazitäten effektiver und effizienter genutzt 
werden und es muss mittelfristig mehr getan werden, 
um Energie einzusparen.

4. Wie groß ist die Abhängigkeit von russischem Erdgas? 
Im Moment importiert die EU insgesamt knapp ein Vier-
tel ihres Gasbedarfs aus Russland. Einzelne europäische 
Länder importieren sehr unterschiedlich große Mengen 
Gas aus Russland. In Deutschland sind es ungefähr 
38 Prozent, in manchen osteuropäischen Staaten oder 
auch in Finnland kommen nahezu 100 Prozent der Gas-
lieferungen aus Russland. 

5. Russland hat mit China einen Vertrag über umfang-
reiche Gaslieferungen ausgehandelt. Was bedeutet das 
für Europa? Russland diversifiziert genauso wie Europa, 
sucht also andere Abnehmer und Partner. Diese Strate-
gie wird seit langem verfolgt, und sie ist völlig legitim. 
Die Frage ist eher, ob und welche Pipelines nach Asien 
tatsächlich gebaut werden und welche Preise auch 
China langfristig zu bezahlen bereit ist. Die Situation 
mit  Europa wird hiervon kaum tangiert, da Russland 
ausreichend Gas zur Verfügung hat, um in verschiede-
ne Länder zu liefern. Zudem setzt ja auch Europa auf 
 Diversifikation und Alternativen.

6. Welche Rolle spielt Erdgas im langfristigen Energiemix 
der EU? Erdgas spielt eine bedeutsame Rolle im lang-
fristigen Energiemix der EU, insbesondere auch deshalb, 
weil es als eine Art Brückentechnologie ist zum Ausbau 
der erneuerbaren Energien. Erdgaskraftwerke sind 
flexible Kraftwerke, die man in der Kombination mit 
erneuerbaren Energien einsetzen kann. Außerdem ist 
Erdgas nach wie vor für den Wärme- und Industriesektor 
und zukünftig auch für die Mobilität sehr wichtig.

7. Wie entwickelt sich der Erdgasverbrauch in der EU? 
Man kann von einem stagnierenden Erdgasverbrauch 
ausgehen. Zwar wird man in einigen Bereichen eine 
Zunahme des Gasverbrauchs sehen, allerdings wird 
durch die Verbesserung der Energieeffizienz auch immer 
mehr Energie eingespart. Insbesondere im Bereich der 
Gebäude energie wird man immer mehr Energie ein-
sparen.

 Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

SIEBEN FRAGEN AN CLAUDIA KEMFERT

» Europa muss seine Erdgas­
importe weiter diversifizieren«

Prof. Dr. Claudia Kemfert  
Leiterin der Abteilung Energie, Verkehr, 
Umwelt am DIW Berlin
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AUSWIRKUNGEN VON ARBEITSLOSIGKEIT

Ein Arbeitsplatz sichert Einkommen und hat darüber 
hinaus weitere Vorteile, die nicht direkt mit Geld zu be­
messen sind: Er verhilft zu sozialen Kontakten, einem 
strukturierten Tagesablauf, Status und Identität. Arbeits­
losigkeit führt zu einem Verlust dieser monetären und 
nicht­monetären Vorzüge. Viele Studien haben die nega­
tiven Folgen für die Arbeitslosen selber nach gewiesen. 
Sie zeigen beispielsweise, dass Arbeitslosigkeit das Ein­
kommen sowohl kurz­ als auch langfristig reduziert, 
das Risiko weiterer Arbeitsplatzverluste erhöht, das Ge­
sundheitsverhalten der Arbeitslosen verschlechtert, die 
Lebenszufriedenheit mindert, das Scheidungsrisiko er­
höht und die Mortalität steigen lässt.1 Auch andere Fa­
milienmitglieder können durch die Arbeitslosigkeit be­
einträchtigt werden: Sie müssen möglicherweise mit 
einem niedrigeren Haushaltseinkommen, einem gerin­
geren sozialen Status, einem bedrückten Lebensgefähr­
ten oder einer bedrückten Lebensgefährtin sowie seiner 
oder ihrer ungewohnten Anwesenheit daheim zurecht­
kommen. Daher lässt sich vermuten, dass Arbeitslosig­
keit auch die psychische Gesundheit der anderen Fami­
lienmitglieder beeinträchtigen könnte.

Trotzdem gibt es kaum Studien, die untersuchen, in­
wiefern sich Arbeitslosigkeit auch auf andere Haus­
haltsmitglieder auswirkt.2 Die vorliegende Studie3 trägt 
zur Schließung dieser Forschungslücke bei, indem 
sie untersucht, wie sich Arbeitslosigkeit auf die psy­
chische Gesundheit des im Haushalt lebenden Part­

1 Vergleiche zum Beispiel Stevens, A. H. (1997): Persistent effects of job 
displacement: The importance of multiple job losses. Journal of Labor Economics, 
15 (1), 165–188; Marcus, J. (2012): Does job loss make you smoke and gain 
weight? SOEPpapers Nr. 432; Charles, K. K., Stephens, M. (2004): Job 
displacement, disability, and divorce. Journal of Labor Economics, 22 (2), 
489–522; Sullivan, D. G., von Wachter, T. (2009): Job displacement and 
mortality: An analysis using  administrative data. Quarterly Journal of 
Economics, 124 (3), 1265–1306.

2 Einige Studien untersuchen die Auswirkungen für Kinder, wenn ihre Eltern 
den Arbeitsplatz verlieren. So zeigt sich beispielsweise, dass Kinder, deren 
Mütter den Arbeitsplatz verloren haben, sozio-emotional auffälliger sind. Vgl. 
Peter, F. H., Spieß, C. K. (2013): Arbeitsplatzverlust der Mutter kann die 
Entwicklung ihrer Kinder beeinträchtigen. DIW Wochenbericht Nr. 33/2013. 

3 Die Studie basiert auf Marcus, J. (2013): The effect of unemployment on 
the mental health of spouses – Evidence from plant closures in Germany. 
Journal of Health Economics, 32 (3), 546–558.

Arbeitslosigkeit trifft auch den Partner
Von Jan Marcus

Arbeitslosigkeit beeinträchtigt die psychische Gesundheit 
des  Partners fast genauso stark wie die des Arbeitslosen. Die 
 Auswirkungen auf die psychische Gesundheit hängen nicht davon 
ab, welcher Partner arbeitslos wird: Sowohl Frauen als auch Männer 
leiden unter der Arbeitslosigkeit des Lebensgefährten.

Zu diesen Ergebnissen kommt eine Studie des DIW Berlin auf 
Grundlage von Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP).
Betrachtet wurden Paare, die von Arbeitslosigkeit aufgrund von 
 Betriebsschließungen betroffen sind. Die Ergebnisse zeigen, dass 
die Kosten von Arbeitslosigkeit für das Gesundheitssystem unter-
schätzt werden, wenn die Auswirkungen auf die Partner unberück-
sichtigt bleiben.
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chische Krankheiten haben.5 Auch in den hier ver­
wendeten SOEP­Daten zeigt sich, dass Arbeitslose im 
Durchschnitt eine schlechtere psychische Gesundheit 
aufweisen als Erwerbstätige (Abbildung 1). Das gilt so­
wohl für Männer als auch für Frauen. So haben bei­
spielsweise erwerbstätige Frauen auf der Skala der psy­
chischen Gesundheit im Durchschnitt einen Wert von 
48,8, während der Skalenwert von arbeitslos gemel­
deten Frauen im Schnitt bei 45,7 liegt – also mehr als 
drei Punkte darunter. 

Ein ähnlicher Zusammenhang zeigt sich auch für die im 
selben Haushalt lebenden verheirateten oder unverhei­
rateten Partner der Arbeitslosen (Abbildung 2) – aller­
dings mit unterschiedlicher geschlechtsspezifischer 
Ausprägung: Die psychische Gesundheit von Männern, 
deren Partnerin arbeitslos ist, liegt rund einen Punkt 
tiefer als die von Männern mit einer erwerbstätigen 
Partnerin. Bei Frauen mit einem arbeitslosen Partner 
liegt der Skalenwert sogar um gut drei Punkte unter 
dem Wert ihrer Geschlechtsgenossinnen, die einen er­
werbstätigen Partner haben.

Gibt es einen kausalen Zusammenhang?

Aus diesen Beobachtungen allein kann jedoch noch 
lange nicht geschlossen werden, dass Arbeitslosigkeit 
die psychische Gesundheit ursächlich beeinträchtigt. 
Denkbar wäre auch, dass die Wirkungsrichtung genau 
andersherum ist, dass Personen also aufgrund ihrer 

5 Kroll,  L. E., Lampert, T. (2012): Arbeitslosigkeit, prekäre Beschäftigung und 
Gesundheit. GBE kompakt 3 (1), 1–8.

ners auswirkt.4 Als Grundlage dienen Daten der vom 
DIW Berlin und TNS Infratest Sozialforschung gemein­
sam erhobenen Längsschnittstudie Sozio­oekonomi­
sches  Panel (SOEP) aus den Befragungsjahren 2002 
bis 2012. Die Untersuchung analysiert die Auswirkun­
gen der Arbeitslosigkeit auf den Lebenspartner oder die 
Lebenspartnerin. Eltern, Kinder oder andere im Haus­
halt lebende Personen werden nicht berücksichtigt. 

Um die psychische Gesundheit der Befragten zu ermit­
teln, wird im SOEP ein in der medizinischen Forschung 
entwickeltes Maß – die Mental Component Summary 
Scale oder kurz MCS – verwendet, das sich als zuver­
lässiges und valides Messinstrument erwiesen hat (Kas­
ten 1). Es ist ein allgemeines Maß der psychischen Ge­
sundheit, nicht für bestimmte psychische Krankheiten 
oder Symptome. Dieses weit verbreitete Maß wurde ent­
wickelt, um mit relativ wenigen Fragen ein genaues Bild 
des mentalen Gesundheitszustands von Teilnehmern 
umfangreicher Befragungen zu erhalten. Je höher der 
Wert, desto besser ist auch die psychische Gesundheit.

Arbeitslose haben eine schlechtere 
psychische Gesundheit

Untersuchungen für Deutschland zeigen, dass Arbeits­
lose früher sterben, häufiger rauchen und öfter psy­

4 Dieser Beitrag ist Teil einer Reihe von DIW Wochenberichten zum Thema 
Gesundheit. Mit dem Bericht von Duso, T., Haan, P., Wagner, G. G. (2014): 
Gesundheitsforschung am DIW Berlin, DIW Wochenbericht Nr. 14/2014, 
291–293, wurde diese Reihe eingeleitet.

Abbildung 1

Psychische Gesundheit von Arbeitslosen und 
Erwerbstätigen
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Quellen: SOEP v29; Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2014

Arbeitslose haben eine schlechtere psychische Gesundheit.

Abbildung 2

Psychische Gesundheit von Partnern 
von Arbeitslosen und Erwerbstätigen
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Partner erwerbstätig Partner arbeitslos

Quellen: SOEP v29; Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2014

Bei Männern und Frauen ist die psychische Gesundheit niedriger, 
wenn der Partner arbeitslos ist.
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Gesundheit auswirkt und damit Personen mit niedri­
ger Bildung psychisch weniger gesund sind. 

Um zu analysieren, ob Arbeitslosigkeit tatsächlich die 
Ursache für einen schlechteren psychischen Gesund­
heitszustand von Paaren ist, werden in dieser Studie 
hauptsächlich Paare untersucht, die von Arbeitslosig­
keit aufgrund von Betriebsschließungen betroffen sind. 

niedrigeren psychischen Gesundheit arbeitslos werden 
oder ihren Arbeitsplatz aufgeben, um einen Partner 
mit psychischer Erkrankung zu pf legen. Denkbar ist 
auch, dass Arbeitslosigkeit und psychische Gesundheit 
in keiner kausalen Beziehung zueinander stehen: Bei­
spielsweise könnte es sein, dass Arbeitslose und ihre 
Partner im Durchschnitt eher eine niedrige Bildung 
aufweisen, Bildung sich aber positiv auf die psychische 

Für die Analysen der vorliegenden Studie wurden Daten des 

Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) herangezogen. Das SOEP 

ist eine seit 30 Jahren laufende, repräsentative Wieder-

holungsbefragung von Haushalten. Im Auftrag des DIW Berlin 

befragt TNS Infratest Sozialforschung derzeit jedes Jahr mehr 

als 30 000 Personen in über 15 000 Privathaushalten in 

Deutschland. 

Der Analysedatensatz wird auf Personen beschränkt, die zum 

Erhebungszeitpunkt vor der Betriebsschließung im Alter von 

18 bis 62 Jahren sind, Vollzeit oder Teilzeit arbeiten und im 

Privatsektor beschäftigt sind. Aus diesem Personenkreis wird 

die Untersuchungsgruppe (treatment group) zunächst aus 

 Personen gebildet, die bei der nächsten Befragung angeben, 

dass ihr Betrieb geschlossen wurde und dass sie arbeitslos ge-

meldet sind. Im Schnitt findet diese Befragung elf Monate nach 

der Betriebsschließung statt. Die Vergleichsgruppe besteht aus 

Personen, die ihren Arbeitgeber nicht gewechselt haben. Die so 

ausgewählten Personen und ihre im selben Haushalt lebenden 

Partner bilden die Untersuchungsgrundlage. Ausgeschlossen 

werden Paare, in denen beide von einer Betriebsschließung be-

troffen sind, damit auch tatsächlich der Effekt der Arbeitslosig-

keit des Partners untersucht wird (und nicht eigene Arbeits-

losigkeitserfahrungen). Ebenfalls nicht  berücksichtigt werden 

Singles, gleichgeschlechtliche Lebens gemeinschaften sowie 

Paare, die nicht im selben Haushalt leben. Insgesamt basiert 

die Untersuchung auf über 16 000 Paaren in der Vergleichs-

gruppe und 118 Paaren in der Untersuchungsgruppe (74 Paare 

in denen der Mann arbeitslos wurde und 44 Paare in denen 

die Frau arbeitslos wurde). Für die Untersuchungen zu den Aus-

wirkungen von anderen Gründen für Arbeitslosigkeit besteht 

die Vergleichsgruppe weiterhin aus mehr als 16 000 Paaren, 

die Größe der Untersuchungsgruppe verändert sich jedoch: 

849 Paare, wenn alle Paare untersucht werden, die seit der 

letzten Befragung von Arbeitslosigkeit betroffen waren; 352, 

wenn nur Paare  betrachtet werden, die von Arbeitslosigkeit 

aufgrund von  Kündigungen betroffen sind; und 379 Paare, bei 

denen die Arbeitslosigkeit aus anderen Gründen (zum Beispiel 

eigene Kündigung, Sabbatjahr, Ende des befristeten Vertrags) 

herrührt. 

Das Instrument zur Messung der psychischen Gesundheit

Seit 2002 enthält das SOEP alle zwei Jahre ein detailliertes 

Befragungsmodul zur Erfassung der Gesundheit der Interview-

ten. Teil dieses Gesundheitsmoduls ist auch ein Maß der 

psychischen Gesundheit (MCS, Mental Component Summary 

Scale).1 MCS hat sich als zuverlässiges und valides Messinstru-

ment erwiesen,2 ist aber kein Maß für bestimmte psychische 

Krankheiten oder Symptome, sondern ein allgemeines Maß 

der mentalen Gesundheit. Dieses weit verbreitete Maß wurde 

entwickelt, um mit relativ wenigen Fragen ein dennoch genau-

es Bild des mentalen Gesundheitszustands von Teilnehmern 

umfangreicher Befragungen zu erhalten. 

Der MCS-Wert einer jeden Befragungsperson ergibt sich als 

gewichtete Kombination aus den Antworten zu zwölf einzel-

nen Fragen und wird von der SOEP-Gruppe am DIW Berlin 

bereitgestellt.3 Die zwölf Fragen beinhalten zum Beispiel 

die Fragen: „Wie oft kam es in den letzten vier Wochen vor, 

dass Sie sich niedergeschlagen und trübsinnig fühlten?“ oder 

„[…] dass Sie wegen seelischer oder emotionaler Probleme in 

Ihrer Arbeit oder Ihren alltäglichen Beschäftigungen weniger 

geschafft haben als Sie eigentlich wollten?“4 Die MCS-Skala 

ist so normiert worden, dass der Mittelwert 50 Punkte beträgt 

und dass etwa 68 Prozent der Befragten zwischen 40 und 

60 Punkten erreichen.

1 Ware, J. E., Kosinski, M., Keller, S. D. (1996): A 12-item short-form 
health survey of scales and preliminary construction tests of reliability and 
validity. Medical Care, 34 (3), 220–233.

2 Salyers, M. P. et al. (2000): Reliability and validity of the SF-12 health 
survey among people with severe mental illness. Medical Care, 38 (11), 
1141–1150.

3 Andersen, H. H., Mühlbacher, A., Nübling, M. (2007): Die 
SOEP-Version des SF 12 als Instrument gesundheitsökonomischer 
Analysen. SOEPpapers Nr. 6.

4 Weitere Details zu den zwölf Fragen finden sich in Marcus, J. (2013): 
The effect of unemployment on the mental health of spouses —  Evidence 
from plant closures in Germany. Journal of Health Economics, 32 (3), 
546–558.

Kasten 1

Daten, Stichprobe und die Messung der psychischen Gesundheit
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schlossen werden, dass die Arbeitslosigkeit Folge einer 
Verschlechterung der psychischen Gesundheit ist. Be­
triebsschließungen hingegen resultieren im Allgemei­
nen nicht aus einer Verschlechterung der psychischen 
Gesundheit eines einzelnen (Selbständige werden in 
der vorliegenden Analyse nicht berücksichtigt). Aller­
dings kommen Betriebsschließungen viel häufiger im 
Handwerk vor als im Bankensektor. Auch hinsichtlich 
anderer Merkmale können sich Paare, die von Arbeitslo­
sigkeit durch Betriebsschließungen betroffen sind, von 
Paaren ohne Arbeitslosigkeitserfahrung unterscheiden. 
Daher wird die Vergleichsgruppe der nicht von Betriebs­
schließungen betroffenen Paare mittels eines statisti­
schen Matching­Verfahrens (Kasten 2) so gewählt, dass 
die beiden Gruppen zum Zeitpunkt der Befragung vor 
der Betriebsschließung im Schnitt die gleichen Ausprä­
gungen bei einer Vielzahl beobachteter Charakteristika 
aufweisen (zum Beispiel Bildung, Beschäftigungssek­
tor, psychische Gesundheit, Haushaltseinkommen, Bun­
desland, Betriebsgröße, Migrationshintergrund, Kinder 
etc.). Beispielsweise ist der Anteil von Personen, die im 
Handwerksbereich beschäftigt sind, in der Untersu­
chungs­ und der mit dem statistischen Matching­Ver­
fahren ausgewählten Vergleichsgruppe gleich hoch; glei­
ches gilt für das durchschnittliche Erwerbseinkommen 
und die psychische Gesundheit (zum Zeitpunkt vor der 
Betriebsschließung) der beiden Gruppen. 

Arbeitslosigkeit ist die Ursache der psychischen 
Gesundheits beeinträchtigung des Partners

Basierend auf dieser Methode zeigt die Studie, dass 
Arbeitslosigkeit die psychische Gesundheit tatsächlich 
kausal beeinträchtigt (Tabelle 1). Im Schnitt reduziert 
die Arbeitslosigkeit die eigene psychische Gesundheit 

Bei anderen Gründen von Arbeitslosigkeit – beispiels­
weise bei einer eigenen Kündigung oder auch einer 
Kündigung durch den Arbeitgeber – kann nicht ausge­

Kasten 2

Methodik

Um eine kausale Interpretation der Ergebnisse zu ermög-

lichen, werden in dieser Studie hauptsächlich Paare, die 

von Arbeitslosigkeit aufgrund einer Betriebsschließung 

 betroffen sind (Untersuchungsgruppe), mit ähnlichen 

Paaren ohne derartige Arbeitslosigkeitserfahrungen 

(Vergleichsgruppe) verglichen. Ökonometrisch gespro-

chen handelt es sich bei dem statistischen Verfahren 

um eine Kombination aus dem Differenz-von-Differen-

zen-Ansatz mit einem auf entropy balancing1 basierenden 

Matching-Verfahren, bei der die psychische Gesund-

heit von Paaren vor und nach der Betriebsschließung 

verglichen wird mit der Veränderung der psychischen 

Gesundheit von statistisch ähnlichen Paaren ohne die 

Arbeitslosigkeitserfahrung. Um diese statistisch ähnlichen 

Paare auszuwählen, werden 72 Variablen herangezogen, 

die sich auf demographische, Arbeitsmarkt-, Bildungs- und 

Gesundheits charakteristika der beiden Partner vor der 

Betriebsschließung beziehen.2 Durch die Auswahl der 

Vergleichsgruppe mittels entropy balancing haben Un-

tersuchungs- und Vergleichsgruppe denselben Mittelwert 

(und dieselbe  Varianz) in all diesen 72 Kontrollvariablen. 

Werden anstelle des entropy balancing andere Verfah-

ren herangezogen, die auf Propensity Score Methoden3 

beruhen, verändern sich die dargestellten Ergebnisse nicht 

wesentlich.

Die Grundannahme ist, dass sich die psychische Gesund-

heit der von Arbeitslosigkeit aufgrund von Betriebs-

schließungen betroffenen Paare genauso verändert 

hätte wie die psychische Gesundheit der ausgewählten 

Vergleichsgruppe, hätte es die Arbeitslosigkeit nicht 

gegeben.

Für die Untersuchung der Auswirkungen von anderen 

Gründen von Arbeitslosigkeit wird dieselbe Methodik 

angewendet. Lediglich die Untersuchungsgruppe unter-

scheidet sich.

1 Hainmueller, J. (2012): Entropy balancing for causal effects: A 
multivariate reweighting method to produce balanced samples in 
observational studies. Political Analysis, 20 (1), 25–46. 

2 Eine vollständige Liste der Kontrollvariablen sowie weitere 
Details zur Methodik finden sich in Marcus, J. (2013), a. a. O.

3 Für einen Überblick über diese Methoden siehe Caliendo, M., 
Kopei nig, S. (2008): Some practical guidance for the implementation of 
propensity score matching. Journal of Economic Surveys, 22 (1), 31–72.

Tabelle 1

Effekt von Arbeitslosigkeit aufgrund  
von Betriebs schließung auf  
die psychische Gesundheit
Regressionskoeffizienten nach dem Matching1

eigene psychische 
 Gesundheit

psychische Gesundheit 
des Partners

Person wird arbeitslos −2,30*** −1,88***

Mann wird arbeitslos −2,62*** −2,06***

Frau wird arbeitslos −1,76*** −1,58**

1 Dadurch wird der Einfluss weiterer Faktoren sowie des früheren psychischen 
Gesundheitsstands berücksichtigt.
Signifikanzniveaus: * p < 0,10; ** p < 0,05; *** p < 0,01.

Quellen: SOEP v29; Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2014

Arbeitslosigkeit beeinträchtigt die psychische Gesundheit 
 beider  Lebensgefährten.
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Beeinträchtigungen der psychischen Gesundheit nicht 
signifikant zwischen den beiden Partnern: Tritt also 
einer der Partner in die Arbeitslosigkeit ein, leiden bei­
de Partner in etwa gleich. Unter Berücksichtigung al­
ler Gründe von Arbeitslosigkeit sind die Beeinträchti­
gungen weniger stark, da hier auch selbst gewählte Fäl­
le von Arbeitslosigkeit (zum Beispiel eigene Kündigung, 
Sabbatjahr) erfasst sein können. Generell bestätigen die 
Ergebnisse aber die Schlussfolgerung, dass Arbeitslo­
sigkeit die psychische Gesundheit des Partners fast ge­
nauso stark beeinträchtigt wie den Arbeitslosen selber.

Fazit

Mit einem Arbeitsplatz gehen soziale Kontakte, Ein­
kommen, Sozialstatus und Identität einher. Arbeitslo­
sigkeit führt zu einem Verlust dieser Vorzüge. Diese 
Studie zeigt, dass Arbeitslosigkeit die psychische Ge­
sundheit der Arbeitslosen beeinträchtigt – und auch 
die psychische Gesundheit ihrer Lebenspartner. Egal, 
ob der Mann oder die Frau arbeitslos wird, die Psyche 
beider Partner leidet. Diese Ergebnisse sind konsistent 
mit anderen Studien, die etwa zeigen, dass Arbeitslo­
sigkeit das Risiko einer Scheidung erhöht.8

Bei den hier präsentierten Ergebnissen ist darauf hin­
zuweisen, dass es sich um Durchschnittseffekte han­
delt. Manche Paare mögen stärker, andere weniger stark 
unter der Arbeitslosigkeit leiden. Zudem handelt es sich 
bei den hier dargestellten Effekten um recht kurzfristige 
Auswirkungen von Arbeitslosigkeit, nämlich im Schnitt 
etwa elf Monate nach Beginn der Arbeitslosigkeit. Wei­

8 Charles, K. K., Stephens, M. (2004): Job displacement, disability, and 
divorce. Journal of Labor Economics, 22 (2), 489–522.

um 2,3 Punkte. Die psychische Gesundheit des Part­
ners verringert sich mit 1,9 nur unwesentlich weniger. 
Beide Effekte sind statistisch signifikant von Null ver­
schieden. Der Unterschied zwischen den beiden Effek­
ten (2,3 und 1,9) ist allerdings recht klein und nicht sta­
tistisch signifikant. Das legt nahe, dass Arbeitslosigkeit 
die mentale Gesundheit beider Partner gleichermaßen 
beeinträchtigt.

Geschlechtsspezifische Unterschiede

Unterscheiden sich die Ergebnisse, je nachdem ob der 
Mann oder die Frau arbeitslos wird? Es wird oft argu­
mentiert, dass Erwerbsarbeit aufgrund des in Deutsch­
land immer noch weit verbreiteten „Vollverdiener­Rol­
lenbildes“ für Männer wichtiger ist. Häufig tragen Män­
ner den größeren Anteil zum Haushaltseinkommen 
bei. Frauen sind häufiger nur Teilzeit erwerbstätig. Da­
her steht zu vermuten, dass die Beeinträchtigungen der 
psychischen Gesundheit für beide Partner stärker sind, 
wenn der Mann arbeitslos wird. Die vorliegende Unter­
suchung kann diese Vermutung allerdings nicht eindeu­
tig bestätigen. Wenn der Mann arbeitslos wird, verrin­
gert sich die psychische Gesundheit bei beiden Partnern 
stärker. Allerdings sind diese Effekte nicht statistisch 
signifikant von den Effekten, wenn die Frau arbeitslos 
wird. Denn auch die Arbeitslosigkeit der Frau reduziert 
die psychische Gesundheit beider Partner: Männer lei­
den ebenfalls psychisch, wenn ihre Frau arbeitslos wird. 

Viele Studien, die sich mit den gesundheitlichen Konse­
quenzen von Arbeitslosigkeit beschäftigen, unterschei­
den nicht nach den Gründen für die Arbeitslosigkeit.6 
Daher wird im Folgenden untersucht, inwiefern sich 
die Ergebnisse unterscheiden, wenn alle Gründe für 
Arbeitslosigkeit betrachtet werden.7 Der Vorteil besteht 
in einer höheren Fallzahl, nachteilig ist jedoch, dass bei 
der Betrachtung anderer Gründe für Arbeitslosigkeit 
(zum Beispiel eigene Kündigung, Kündigung durch 
Arbeitgeber) nicht ausgeschlossen werden kann, dass 
die Richtung der Kausalität genau andersherum ist, also 
dass die Verschlechterung der psychischen Gesundheit 
für die Arbeitslosigkeit verantwortlich ist. Es zeigt sich: 
Nach dem Eintritt eines Partners in die Arbeitslosigkeit 
(egal aus welchem Grund) ist die psychische Gesund­
heit beider Partner signifikant niedriger als zuvor – so­
wohl wenn der Mann als auch wenn die Frau arbeitslos 
wird (Tabelle 2). In beiden Fällen unterscheiden sich die 

6 Für einen Überblick siehe Roelfs, D. J., Shor, E., Davidson, K. W., Schwartz, J. E. 
(2011): Losing life and livelihood: A systematic review and meta-analysis of 
unemployment and all-cause mortality. Social Science & Medicine, 72 (6), 
840–854. 

7 Für diese Untersuchung wird dieselbe Methodik und dieselbe potentielle 
Vergleichsgruppe herangezogen wie zuvor. Lediglich die Untersuchungsgruppe 
unterscheidet sich, da jetzt auch andere Gründe von Arbeitslosigkeit 
herangezogen werden.

Tabelle 2

Effekt von Arbeitslosigkeit auf die psychische 
Gesundheit unter Berücksichtigung aller Gründe 
von Arbeitslosigkeit.
Regressionskoeffizienten nach dem Matching1

 
eigene psychische 

 Gesundheit
psychische Gesundheit 

des Partners

Person wird arbeitslos −1.40*** −0.94***

Mann wird arbeitslos −1.73*** −0.92**

Frau wird arbeitlos −0.93* −0.96**

1 Dadurch wird der Einfluss weiterer Faktoren sowie des früheren psychischen 
Gesundheitsstands berücksichtigt.
Signifikanzniveaus: * p < 0,10; ** p < 0,05; *** p < 0,01.

Quellen: SOEP v29; Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2014

Wird die Frau arbeitslos, leidet auch die psychische Gesundheit des 
Mannes.
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tere Forschung ist notwendig, um zu klären, ob die Be­
einträchtigungen der psychischen Gesundheit mit der 
Länge der Arbeitslosigkeit eher zunehmen oder abneh­
men. Des Weiteren besteht Forschungsbedarf, um zu 
klären, inwiefern sich die hier ermittelten Effekte zwi­
schen verschiedenen Gruppen von Arbeitslosen unter­
scheiden (zum Beispiel Ältere versus Jüngere, Kinder 
im Haushalt versus Kinderlose).9

Auch wenn tiefergehende Forschung sicherlich wün­
schenswert ist, zeigen bereits die Ergebnisse dieser Stu­
die eindeutig, dass Arbeitslosigkeit ein Phänomen ist, 
dass nicht nur die Arbeitslosen selber betrifft, sondern 
auch deren Umfeld. Das sollte beim Vergleich von Kos­
ten und Nutzen von Arbeitsmarkt­ und Bildungsmaß­
nahmen zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit berück­
sichtigt werden. Bei der Analyse der Auswirkungen von 

9 Die hier verwendete Fallzahl der Paare, die von Arbeitslosigkeit aufgrund 
von Firmenschließungen betroffen sind, ist groß genug, um Durchschnittseffek-
te zu schätzen, aber nicht groß genug, um die Effekte nach verschiedenen 
Charakteristika der Betroffenen (zum Beispiel alt versus jung) zu unterscheiden.

Arbeitslosigkeit müssen auch die Konsequenzen für 
andere Familienmitglieder berücksichtigt werden. Die 
Kosten von Arbeitslosigkeit für das Gesundheitssystem 
werden unterschätzt, wenn die Auswirkungen auf die 
Partner unberücksichtigt bleiben.10

Gesundheits­ und Arbeitsmarktpolitik müssen daher 
Hand in Hand gehen: Arbeitsmarktpolitische Entschei­
dungen, die Arbeitslosigkeit verhindern, verringern 
auch die Kosten für das Gesundheitssystem. Gleich­
zeitig können Gesundheitsmaßnahmen sicherstellen, 
dass eine verschlechterte psychische Gesundheit der Ar­
beitslosen nicht zu einem Hinderungsgrund für eine 
schnelle Rückkehr an den Arbeitsmarkt wird. 

10 Siehe beispielsweise Kuhn, A., Lalive, R., Zweimüller, J. (2009): The public 
health costs of job loss. Journal of Health Economics, 28 (6), 1099–1115. 
Ebenfalls unterschätzt werden die Kosten, wenn Auswirkungen auf die Kinder 
nicht berücksichtigt werden, siehe dazu zum Beispiel Lindo, J. M. (2011): 
Parental job loss and infant health. Journal of Health Economics, 20 (5), 
869–879.

Abstract: Unemployment affects the mental health  
of partners almost as much as that of the unemployed  
person. The impact on mental health does not depend  
on which partner is unemployed: both women and  
men  suffer from their partner being  
unemployed.

These are the findings of a study conducted by DIW Berlin 
on the basis of data from the Socio-Economic Panel Study 
(SOEP) which looked at couples affected by unemployment 
due to business closures. The findings show that the costs of 
unemployment for the health system are underestimated if 
the impact on partners is not considered.

UNEMPLOYMENT ALSO AFFECTS PARTNERS

JEL: I12, J65

Keywords: Unemployment, mental health, plant closure, job loss, SOEP
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AM AKTUELLEN RAND von Stefan Bach

verrentungsanreize für fitte Arbeitnehmer sind das falsche 
Signal. Denn davon profitieren auch viele Schreibtisch-
arbeiter, die keine körperlich harte Arbeit leisten mussten. 
Wem die Malocher auf dem Bau oder in der Fabrik wirklich 
am Herzen liegen, der sollte das Geld für höhere Erwerbs-
minderungsrenten ausgeben. Dort wird bei der Reform 
kaum nachgebessert, obwohl die Leistungen inzwischen 
deutlich gekürzt wurden.

Es gibt durchaus gute Gründe, bei langen Beitragszeiten 
höhere Renten zu zahlen. Da in den letzten Jahrzehnten die 
Zinsen zumeist um ein bis zwei Prozentpunkte höher lagen 
als die Rentenanpassungen, ist bei gleichen Entgeltpunkten 
der Gegenwartswert der geleisteten Rentenbeiträge höher, 
wenn sie über einen längeren Zeitraum eingezahlt wurden. 
Bei 1,5 Prozent höheren Zinsen macht dieser Effekt beim 
Eckrentner, der 45 Entgeltpunkte über 45 Beitragsjahre 
erworben hat, immerhin vier Prozent aus gegenüber einem 
Rentner, der die gleichen Entgeltpunkte nur über 40 Jahre 
erworben hat. Bei nur 35 Jahren Beitragsjahren sind es 
schon 8,5 Prozent.

Und was in der breiten Öffentlichkeit kaum beachtet wird: 
Die Lebenserwartung hängt statistisch klar von der Höhe 
des Einkommens ab. Wealthier is healthier. Arme Männer 
sterben im Durchschnitt fünf Jahre früher als reiche, arme 
Frauen dreieinhalb Jahre früher als reiche. Hier wird inner-
halb der Rentnergenerationen massiv von arm zu reich 
umverteilt. Das geht unter, wenn nur der Konflikt zwischen 
den Generationen beschworen wird.

Statt also einzelne Rentnergruppen willkürlich zu privilegie-
ren, sollte man schlicht die Rentenleistung von Zeitraum 
und Höhe der Rentenbeiträge abhängig machen. Lang-
jährig Versicherte mit niedrigen Einkommen sollten höhere 
Renten bekommen, Besserverdiener mit kürzeren Beitrags-
zeiten niedrigere. Dann werden die unsinnigen Frühverren-
tungsanreize vermieden. Macht die Rente progressiv!

„Meine Herren, wir wollen doch de Wahlen jewinnen“, so soll 
Bundeskanzler Konrad Adenauer die ordnungs politischen 
Bedenken gegenüber der Rentenreform 1957 mit entschie-
dener Gelassenheit abgebürstet haben. Mit dem letzte 
Woche verabschieden Rentenpaket haben die Volksparteien 
den Rentenpopulismus wiederentdeckt. Die heftige Kritik 
von Opposition, Rentenversicherung, Wirtschaftslobbyisten 
und Fachleuten wurde von den verantwortlichen Politikern 
ostentativ ignoriert. Stereotyp wiederholte man, die Reform 
sei gerecht, die höheren Renten seien „nicht geschenkt, 
sondern verdient“. Tatsächlich kommt die Reform bei den 
Bürgern gut an. Nach den „neoliberalen“ Zumutungen der 
Agenda- und Sozialreformen sehnen sie sich offenbar nach 
ein bisschen sozialstaatlicher Wärme des alten rheinischen 
Wohlfahrtsstaates, und sei es auch nur symbolisch.

Immerhin zeigt sich bei näherer Betrachtung, dass die 
Reform bei weitem nicht so teuer ist, wie sie durch die 
Aufsummierung der nominalen Kosten bis 2030 gerechnet 
wird. Die vielzitierten 160 Milliarden Euro bis 2030 relati-
vieren sich ziemlich, wenn man mit den gleichen Annahmen 
ausrechnet, dass bis 2030 ein Bruttoinlandsprodukt von 
65 000 Milliarden Euro entstehen wird oder die Rentenver-
sicherung 5 500 Milliarden Euro ausgeben wird. 

Politisch geschickt ist auch die Beibehaltung des Renten-
beitragssatzes bei 18,9 Prozent, der sonst auf 18,3 Prozent 
gesenkt worden wäre. Das tut gefühlt weniger weh als 
eine Erhöhung des Beitragssatzes um 0,6 Prozentpunkte. 
Außerdem finanzieren die Rentner die Reform über künftig 
geringere Rentenanpassungen mit. Und ab 2019 wird der 
Bundeszuschuss aus Steuermitteln erhöht. Dadurch wird 
der Rentenbeitrag längerfristig nur um 0,3 Prozentpunkte 
steigen und das Rentenniveau um 0,6 Prozentpunkte sin-
ken. Das ist nicht schön, aber auch nicht dramatisch.

Dass die Rente mit 63 ziemlicher Murks ist, ist allen 
Beteiligten klar, auch den Befürwortern. Neue Früh-
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Macht die Rente progressiv! 


